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Der I, Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 20. Dezember 1972 durch 
die Vorsitzende Richterin Dr„ Krüger-Nieland und die 
Richter Dr. Sprenkmanr, Dr. flerkel, Dr. Schönberg und 
Dr. Frhr. v. Gamm

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird 
das Urteil des 2. Zivilsenats des 
Oberlandesgerichts Stuttgart vom 
19. Februar 1971 aufgehoben und die 
Berufung der Beklagten gegen das 
Urteil der Kammer für Handelssachen 
des Landgerichts Tübingen vom 
1. Juni 1970 zurückgewiesen.

Die Beklagte hat auch die Kosten der 
Rechtsmittelinstanzen zu tragen.

Von Rechts wegen

Tatbestand

Die Klägerin, eine sog. Full-Service-Werbeagentur, ist 
im März 1954 als C^(B^-Werbung GmbH in das Handelsregister 
des Amtsgerichts Bremen eingetragen worden. Nach Umwandlung 
in eine Kommanditgesellschaft firmiert sie Werbe­
agentur F.R.C. . Diese Firma ist seit dem 14. Novem­
ber 1957 in das Handelsregister des Amtsgerichts Bremen ein­
getragen. Die Beklagte, eine Werbeagentur, ist seit dem 
20. Mai 1968 unter der Firma " c ^ M B  + Werbegesell-



Schaft oHGn in das Handelsregister
des Amtsgerichts Reutlingen eingetragen. Die Klägerin 
wendet sich gegen diese Rirmenführung.

Die Klägerin hat beantragt,

der Beklagten bei Vermeidung einer vom 
Gericht für jeden Fall der Zuwiderhand­
lung festzusetzenden Geldstrafe in unbe­
schränkter Höhe oder Haft bis zu 6 Mona­
ten zu verbieten, die Firmenbezeichnung 
"c^HKl + g f | P  Werbegesellschaft 
B ^ M f c r  & oHGM zu benutzen.

Das Landgericht hat der Klage stattgegeben. Das Be­
rufungsgericht hat auf die Berufung der Beklagten die 
Klage abgewiesen. Mit ihrer Revision verfolgt die Klä­
gerin ihren Unterlassungsanspruch weiter. Die Beklagte 
beantragt, die Revision zurückzuweisen.

Entscheidungsgründe

I. Das Berufungsgericht ist davon ausgegangen, daß 
der Bestandteil aus der prioritätsälteren Firmen
bezeichnung der Klägerin im Rahmen des Schutzes ihrer voll 
ständigen Firmenbezeichnung schutzfähig sei, da diesem als 
schlagwortartigem Unternehmenshinweis geeigneten und auch 
so herausgestellten Firmenbestandteil eine hinreichende Un 
terscheidungskraft zukomme; das Wort werde in
einer vom üblichen abweichenden Schreibweise und Wortbe­
deutung verwendet; es werde daher vom Verkehr auch nicht 
lediglich als beschreibender Hinweis auf die Art des Unter 
nehmens aufgefaßt.
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Diese ihr günstige tatrichterliche Beurteilung wird 
von der Revision nicht angegriffen; sie weist auch keinen 
Rechtsfehler auf. Ihr steht - entgegen der von der Beklag­
ten vertretenen Meinung - nicht entgegen, daß Kontakt ein 
Wort der Umgangssprache ist, das sich auf dem Gebiet der 
Werbung zu einem Fachausdruck entwickelt hat. Denn wie das 
Berufungsgericht zu Recht hervorhebt, ist das Wort Kontakt 
weder nach dem allgemeinen Sprachgebrauch noch in der Fach­
sprache der Werbung eine Bezeichnung für eine Werbeagentur 
oder ein sonstiges in der Werbung tätiges Unternehmen. Es 
kann somit als Firmenbestandteil durchaus eine Hinweisfunk­
tion auf einen bestimmten Betrieb ausüben, woraus das Be­
rufungsgericht rechtsfehlerfrei eine für einen kennzeich- 
nungsrechtlichen Schutz hinreichende Unterscheidungskraft 
gefolgert hat.

II. 1. Das Berufungsgericht hat - ausgehend von einer 
normalen Kennzeichnungskraft des Firmenschlagwortes 
der Klägerin - das Vorliegen einer Verwechslungsgefahr 
zwischen diesem Firmenschlagwort (wie auch der vollen Fir­
menbezeichnung) der Klägerin und der Firmenbezeichnung der 
Beklagten verneint. Die für diese Beurteilung allein maßge­
benden Fachkreise der die Werbung durchführenden Unterneh­
men und der Werbung treibenden Wirtschaft prüften die ihnen 
entgegentretenden Firmenbezeichnungen sorgfältig und auf­
merksam. Sie würden die Bezeichnungen der Parteien schon 
deshalb unterscheiden, weil das Wort ”c ^ H I ^ ” in der Firma 
der Beklagten mit dem Wort ng g | ^ n verbunden sei, beide 
Worte die Funktion einer Phantasiebezeichnung hätten, die 
Firmenbezeichnung der Beklagten ferner neben der Bezeich­
nung "Werbegesellschaft” noch zwei unterscheidungskräftige 
Familiennamen aufweise und schließlich die Klägerin ihren 
Sitz in Bremen, die Beklagte aber in Reutlingen habe.
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2. Den gegen diese Beurteilung der Verwechslungsge­
fahr gerichteten Revisionsangriffen war der Erfolg nicht 
zu versagen.

a) Hierbei kann dahingestellt bleiben, ob dem Firmen­
schlagwort der Klägerin, wie sie behauptet, eine durch 
Verkehrsgeltung gesteigerte Kennzeichnungskraft zukommt. 
Das Vorliegen einer Verwechslungsgefahr läßt sich nämlich 
auch dann nicht in Abrede stellen, wenn mit dem Berufungs­
gericht von einer normalen Kennzeichnungskraft des Firmen­
schlagworts ausgegangen wird.

Das Berufungsgericht hat wegen der gedank*1 ■ .nen Ver­
bindung des Wortes Kontakt zu dem Gebiet der Werbung dem 
Firmenschlagwort der Klägerin v o n  H a u s  a u s  
nur eine schwache Kennzeichnungskraft zugebilligt. Es kann 
dahinstehen, ob dem zu folgen ist. Denn jedenfalls konnte 
das Berufungsgericht ohne Rechtsverstoß den vorgelegten 
Unterlagen über den Benutzungsumfang entnehmen, daß sich 
diese schwache Kennzeichnungskraft durch die umfangreiche 
Benutzung der Klägerin zu einer normalen Kennzeichnungs­
kraft verstärkt hat.

b) Der Schutz des Firmenschlagworts nach § 16 UWG 
erfordert zwar weder ein Wettbewerbsverhältnis noch Waren­
gleichartigkeit. Gleichwohl dürfen die Geschäftsbereiche 
sich wirtschaftlich nicht so fern stehen, daß nicht mehr 
mit der Möglichkeit gerechnet werden kann, ein nicht un­
erheblicher Teil der beteiligten Verkehrskreise werde aus 
der Übereinstimmung oder Ähnlichkeit der Bezeichnungen 
auf die Herkunft der Ware aus dem gleichen Geschäftsbe­
trieb schließen oder doch das Vorhandensein geschäftlicher 
Zusammenhänge zwischen beiden Betrieben annehmen; diese
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Verwechslungsgefahr liegt um so näher, je näher sich die 
beiden Unternehmen ihrer Geschäftstätigkeit nach stehen 
(BGHZ 15, 107, 110 - Komp). Nach den Feststellungen des 
Berufungsgerichts handelt, es sich um Unternehmen dersel­
ben Branche; der Umstand, daß sich die Beklagte nur mit 
einem Ausschnitt befaßt aus dem umfassenderen Tätigkeits­
kreis einer sog. Full-Service-Werbeagentur, wie sie die 
Klägerin durchführt, ändert daran nichts, zumal die Mög­
lichkeit künftiger Ausdehnung der Arbeitsbereiche zu be­
rücksichtigen ist (BGH GRUR 1957, 561, 563 - Rei-Chemie). 
Schon angesichts dieser Branchengleichheit können bei Be­
urteilung der Verwechslungsgefahr die Anforderungen an 
die Übereinstimmung der beiderseitigen Kennzeichnungen 
in ihrem maßgebenden Gesamteindruck nicht überspannt wer­
den. Entscheidend ist die Auffassung der beteiligten Ver­
kehrskreise. Dabei kann dahingestellt bleiben, ob das Be­
rufungsgericht die beteiligten Verkehrskreise hier über­
haupt auf die Fachkreise der werbungtreibenden Wirtschaft 
und der die Werbung durchführenden Unternehmen beschrän­
ken konnte. Denn das Berufungsgericht hat jedenfalls in­
soweit zu enge Maßstäbe angelegt, als es die Konfronta­
tion der werbungtreibenden Wirtschaft mit den Firmenbe­
zeichnungen von Werbeagenturen allein aus dem Gesichts­
winkel einer Auftragserteilung angesehen und deshalb eire 
besonders sorgfältige Prüfung zugrundegelegt hat. Auch 
diesen Fachkreisen treten jedoch - nicht zuletzt durch 
Fachveröffentlichungen verschiedenster Art, auf die das 
Berufungsgericht in anderem Zusammenhang verwiesen hat - 
die Firmenbezeichnungen von Werbeagenturen entgegen, ohne 
daß bereits eine Auftragserteilung und eine dadurch be­
dingte besonders sorgfältige Prüfung und Überdurchschnitt 
liehe Aufmerksamkeit in Frage stehen.
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c) Für die Beurteilung der Frage, ob die einander 
gegenüberstehenden Kennzeichnungen einen übereinstimmen­
den Gesamteindruck aufweisen (vgl. BGH GRUR I960, 296,
297 - Reiherstieg), ist danach das Berufungsgericht von 
zu engen Maßstäben ausgegangen. Unter Zugrundelegung der 
nicht immer sorgfältigen Prüfung und geringen Aufmerksam­
keit des Verkehrs für die ihm entgegentretenden Firmenbe­
zeichnungen hätte das Berufungsgericht einen übereinstim­
menden Gesamteindruck der Firmenbezeichnung der Beklagten 
mit dem Firmenschlagwort der Klägerin nicht verneinen kön­
nen. Das mit normaler Kennzeichnungskraft selbständig 
schutzfähige Firmenschlagwort der Klägerin ist voll in 
der Firmenbezeichnung der Beklagten enthalten. Es wird 
dort - ähnlich wie in der vollen Firmenbezeichnung der 
Klägerin - schlagwortartig vorangestellt, wie auch das 
Berufungsgericht anerkannt hat. Der Verbindung des voran­
gestellten Wortes " c ^ M B "  mit dem Hinweis 
durch das dazwischengesetzte Pluszeichen kommt demgegen­
über nicht die entscheidende Bedeutung zu, die ihr das 
Berufungsgericht beigemessen hat. Das Berufungsgericht 
hat es insoweit allein auf den aufmerksamen Betrachter 
abgestellt und die nicht unerheblichen flüchtigen Ver­
kehrskreise völlig außer Betracht gelassen. Es hat ferner 
den beschreibenden Charakter des Wortes " g B M A "  unbe­
rücksichtigt gelassen und dadurch übersehen, daß die Wort­
zusammensetzung mc ^ B B F  + ihre entscheidende
Prägung durch das vorangesetzte und damit besonders heraus­
gestellte Wort erhält, das nach den Feststellun­
gen des Berufungsgerichts eine normale Kennzeichnungskraft 
besitzt, während das Wort "gBHfc" einen der Tätigkeits­
bereiche eines Werbeunternehmens näher beschreibt. Es kann 
daher nicht ausgeschlossen werden, daß der Verkehr zumin­
dest organisatorische oder sonstige betriebliche Zusammen-



hänge vermutet. Eine solche mittelbare Verwechslungsgefahr 
Uber die Unternehmenszugehörigkeit wird aber weder durch 
die Beifügung des insoweit farblosen Hinweises "Werbege­
sellschaft" noch durch den Zusatz der Familiennamen der Ge­
sellschaft der Beklagten beseitigt. Wird ein Kennzeichen, 
das - wie hier nach den Feststellungen des Berufungsge­
richts - als Phantasiezeichen wirkt und eine normale Kenn­
zeichnungskraft besitzt, identisch übernommen, so kann die 
Verwechslungsgefahr nicht dadurch ausgeschaltet werden, 
daß die Beklagte das übernommene Firmenschlagwort nur in 
Verbindung mit dem Hinweis auf ihre Werbegesellschaft und 
mit den Namen ihrer Gesellschafter benutzt; Vermutungen 
des Verkehrs über betriebliche Zusammenhänge werden da­
durch nicht ausgeschlossen, sondern eher noch gefördert 
(vgl. BGH GRUR 1954, 457, 458 - Irus/Urus; I960, 296, 297 - 
Reiherstieg). Auch die Angabe des unterschiedlichen Sitzes 
der Parteien, sofern sie überhaupt im Zusammenhang mit dem 
Firmenschlagwort der Klägerin bzw. der Firmenbezeichnung 
der Beklagten in Erscheinung tritt, kann die Verwechslungs- 
gefahr nicht beseitigen. Es mag zwar sein, daß die Kunden 
der Parteien deren Geschäftssitz kennen und dadurch einen 
Anhaltspunkt zur Identifizierung ihrer Unternehmen haben; 
das gilt jedoch keineswegs für alle interessierten Ver­
kehrskreise, die ungeachtet der verschiedenen Sitzangaben 
organisatorische oder wirtschaftliche Zusammenhänge ver­
muten können, zumal der Tätigkeitskreis beider Parteien 
überörtlich angelegt ist. Die Annahme solcher Zusammen­
hänge wird auch nicht durch die für die Branchengleich­
heit geringen Unterschiede im Schwergewicht der Werbe­
agenturtätigkeit der Parteien - einmal überwiegend Kon­
sumgüterwerbung und zum anderen überwiegend Investitions­
güterwerbung - gehindert.



III. Damit erweist sich aber der Unterlassungsan­
spruch der Klägerin als begründet.

Eine Zurückvervreisung des Rechtsstreits erübrigte 
sich; der Sachverhalt war hinreichend geklärt, so daß 
das Revisionsgericht in der Lage war, von sich aus ab­
schließend zu entscheiden (vgl. BGH GRUR 1957, 339, 3^0 
- Venostasin; 1970, 552, 554- - Felina-Britta).

Auf die Revision der Klägerin war daher das der 
Klage stattgebende landgerichtliche Urteil wieder her­
zustellen und die Berufung der Beklagten zurückzuweisea.

Krüger-Nieland Sprenkmann Merkel

Schönberg v. Gamm


	- 4 -

	- 5 -

	- 6 -

	- 7 -


